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vom Zivildienst ( § 1 5 Wehrstrafgesetz/WStG, § 5 2 Zivil-
dienstgesetz/ZD G) bzw. »Fahnenflucht« oder »D ienst-
flucht« ( § 1 6 WStG, § 5 3 ZD G) , wenn sie der Einb eru-
fung nicht nachkommen. E s handelt sich hierb ei um
Vergehen, die mit Freiheitsstrafen bis zu drei bzw.
fünf Jahren geahndet werden können. In der Regel
werden die Totalverweigerer d ann durch Polizei bzw.
Feldj äger dem Dienst zugeführt. In der Kaserne oder
im Zivildienst werden sie konsequent die ihnen gege-
b enen B efehle (im Zivildienst: »dienstliche Anord-
nungen«) verweigern und erfüllen d amit die Straftat-
b e stände » Gehorsamsverweigerung« ( § 2 0 WStG)
bzw. »Nichtb efolgen von Anordnungen« ( § 5 4 ZD G) .

Neb en der Strafverfolgung durch die zivile Ge-
richtsb arkeit b ekommen die Totalverweigerer, die in
der Bundeswehr sind , d as militäreigene »Disziplinar-
recht« in aller Härte zu spüren . Im Rahmen ihres »Er-
ziehungsrechts« darf die Truppe gemäß Wehrdiszipli-
narordnung (WD O) auch freiheitsentziehende M aß-
nahmen verfügen . Für den »Disziplinararrest« , der bis
zu 2 1 Tage dauern kann ( § 2 6 WD O) , braucht ein Vor-
gesetzter nach § 4 0 WD O lediglich die Zu stimmung
eines Richters der militäreigenen Gerichtsb arkeit
(»Truppendienstgerichte«) .

B ei der Anwendung des D isziplinarrechts gegen
Totalverweigerer offenb aren sich die Grenzen dieses
Systems b esonders deutlich : Die Bundeswehr ver-
sucht, den Totalverweigerer mit möglichst vielen und
immer längeren Arresten zur »Einsicht« zu bringen
bzw. seinen Willen zu brechen. D er Totalverweigerer
b eruft sich auf seine einmalig getroffene Entschei-
dung, mit der er sich gerade außerhalb des gesamten
Systems Wehrpflicht stellt.

Arrest-Willkür mit System

Zwischen April 2 0 07 und Oktob er 2 0 0 8 sind sechs to-
tale Kriegsdienstverweigerer zur Bundeswehr einb e-
rufen worden . In den Jahren 2 0 0 4 bis 2 0 0 6 wurde die
Bundeswehr nicht mit einb erufenen Totalverwei-
gerern konfrontiert, d a sie entweder »vergessen« oder
ausgemu stert wurden . B ei den jüngsten Totalverwei-
gerern hab en religiö se , p azifistische oder politische
Motive zu ihrer Entscheidung geführt. D rei Totalver-
weigerer hab en ihre Entscheidung auch darauf zu-
rückgeführt, d ass die Wehrpflicht hö chst ungerecht
sei, wenn j eder Zweite au sgemu stert und nur no ch j e-
der Sechste eines J ahrgangs zur Bundeswehr einb eru-
fen wird .

Sowohl die Arrestb edingungen wie auch die D au-
er der Freiheitsentziehung variieren von Totalverwei-

eit Anfang Oktob er sitzt ein junger Mann im
Bundeswehrarrest. B ei Arrestantritt sind ihm

alle eigenen Bücher abgenommen worden, er sitzt 2 3
Stunden am Tag allein in einer Zelle . 7 Tage . Er verwei-
gert sowohl den Wehr- als auch den Zivildienst. Im
Kriegsfall würden auch Zivildienstleistende zur Auf-
rechterhaltung des Militärapp arates b eitragen, lautet
die B egründung für seine Totalverweigerung . J an-Pat-
rick Ehlert au s Flensburg ist totaler Kriegsdienstver-
weigerer o der kurz Totalverweigerer.

Vom Drückeberger zum Dienstleister

In üb er 5 0 Jahren hab en mehr als 3 Millionen Wehr-
pflichtige den Kriegsdienst verweigert und sind in
der öffentlichen Wahrnehmung vom Drückeb erger
zum gesellschaftlich unentb ehrlichen Dienstleister
aufgestiegen. Ihre Gewissensentscheidung gegen
den Kriegsdienst wird mittlerweile in den meisten
Fällen als glaubwürdig anerkannt, weil sie als Zivil-
dienstleistende »gebraucht« werden − als Personaler-
satz im au sgedünnten und schlecht b ezahlten Pflege-
und Gesundheitssektor und zur Aufrechterhaltung
der » allgemeinen Wehrpflicht« .

Totalverweigerung als ziviler Ungehorsam

Ganz anders ergeht es denj enigen, die nicht nur den
Kriegsdienst mit der Waffe , sondern auch den Ersatz-
dienst au s Gewissensgründen verweigern . Sie verlas-
sen den geschützten B ereich des von der Verfassung
garantierten Grundrechts auf Kriegsdienstverweige-
rung (KDV) , da die staatliche Anerkennung als Kriegs-
dienstverweigerer gemäß Art. 4 Ab s . 3 Grundgesetz
(GG) nur vor dem Kriegsdienst mit der Waffe , nicht
ab er vor waffenlo sen kriegsb ezogenen oder kriegs-
fördernden D iensten schützt. Sie verzichten auf j ede
Möglichkeit, aus opportunistischen Gründen eine
Ausmu sterung herb eizuführen o der Lücken im Wehr-
pflichtnetz nutzend au s der D ienstpflicht herau szu-
fallen. Sie mü ssen grundsätzlich und mit »offenem Vi-
sier« verweigern, um sich und ihrem Gewissen treu zu
bleib en . Sie leisten zivilen Ungehorsam, weil sie die
Kriegsdienstpflicht und die damit verbundenen Er-
satzdienste nicht leisten wollen und können − mit er-
heblichen persönlichen Konsequenzen.

Totalverweigerer im Schatten des Rechts

D en Totalverweigerern droht Strafverfolgung wegen
»eigenmächtiger Abwesenheit« von der Truppe oder

Ralf Siemens und Werner Glenewinkel

Totale Kriegsdienstverweigerung
und Gewissensfreiheit
Offener Rechtsbruch im Umgang mit radikalen Antimilitaristen
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gerer zu Totalverweigerer. M al wird das B esuchs-
recht, durch eine interne Vorschrift auf eine Stunde
wö chentlich b eschränkt, großzügig gehandhabt o der
auch gestrichen, mal der Außenkontakt nur auf den
Po stempfang reduziert und telefonische Kontakte
selb st zu direkten Familienangehörigen unterbun-
den, mal »dürfen« sie eigene Literatur mit in die Zelle
nehmen, mal wird ihnen dies bis auf B ib el und Milita-
ria verwehrt.
� Jonas Grote , zum April 2 0 07 einb erufen, wurde

nach zwei 2 1 -tägigen Arresten auf Weisung des
»Bundesministers der Verteidigung« entlassen .

� D er zum Juli 2 0 07 einb erufene Alexander Hense
konnte nach 2 5 Tagen Arrest die Kaserne verlas-
sen, weil das militäreigene Gericht einen Antrag
auf Verhängung eines dritten Arrestes abgelehnt
hatte .

� Moritz Kagelmann, er war zum Oktob er 2 0 07 ein-
b erufen, wurde während des laufenden vierten
Arrestes nach insgesamt 5 5 Tagen Militärhaft Mit-
te D ezemb er entlassen .

� D er zum April 2 0 0 8 einb erufene Matthias Schir-
mer wurde aufgrund seiner gegen die zweite Ar-
reststrafe gerichtete B eschwerde vorzeitig nach
3 4 Tagen au s dem Arrest entlassen.
B esonderes Augenmerk verdient der Umgang der

Bundeswehr gegenüb er Silvio Walther, eb enfalls ein-
b erufen zum April 2 0 0 8 . Von Feldj ägern wurde er sei-
ner Einheit zugeführt. Für die »eigenmächtige Abwe-
senheit« erhielt er nicht nur einen sieb entägigen Ar-
rest, sondern mu sste auch noch eine »Disziplinar-
buße« in Höhe von 1 2 0 Euro b ezahlen . D er Arrest wur-
de in einer vier Qu adratmeter kleinen und ungeheiz-
ten Zelle vollstreckt. Nach dem ersten Arrest folgen
zweiter, dritter und vierter Arrest mit einer D auer von
1 0 , 14 und 2 1 Tagen . B ereits in der ersten Wo che des

vierten Arrestes b eantragte die Truppe einen fünften
Arrest und machte somit deutlich, dass sie selb st von
einer »erzieherischen Wirkung« der laufenden M aß-
nahme nicht au sgeht. D ann ab er wird ein Arrest offen
rechtswidrig . D as Truppendienstgericht lehnte nicht
nur diesen Antrag ab , sondern veranlasste folgerich-
tig die sofortige Entlassung. Nach insgesamt 4 0 Tagen
in Militärhaft erhielt er ein »Dienstverb ot« und wurde
anschließend au s der Bundeswehr entlassen.

Im Namen des Volkes?

Die Urteile der zivilen Gerichte gegenüb er Totalver-
weigerern reichen von Einstellungen nach Jugend-
strafrecht bis hin zu Haftstrafen ohne B ewährung. Die
wenigen aktuellen und rechtskräftig gewordenen Ur-
teile lassen nur b egrenzt Verallgemeinerungen zu .
D o ch scheint sich der Trend seit der J ahrtau sendwen-
de zu b estätigen, dass Geldstrafen die Regel, Freiheits-
strafen die Au snahmen sind .
� Jonas Grote wurde im Oktob er 2 0 07 vom Amtsge-

richt Nürnb erg zu 1 2 0 Stunden gemeinnütziger
Arb eit nach Jugend strafrecht verurteilt, 4 0 mehr
als die Staatsanwaltschaft gefordert hatte .

F or u m Pazi fi s mus

� Alexander Hense wurde vom Amtsgericht Pforz-
heim im Novemb er 2 0 07 die Auflage erteilt, 1 0 0
Stunden gemeinnützige Arb eit zu leisten . Die
Staatsanwaltschaft, sie hatte eine achtmonatige
Freiheitsstrafe auf B ewährung gefordert, ging in
die B erufung. D as Landgericht Karlsruhe verur-
teilte ihn im M ärz wegen »Fahnenflucht u . a. « zu ei-
ner Geld strafe in Höhe von 9 0 Tagessätzen . D as Ju-
gendstrafrecht fand keine Anwendung .

� Moritz Kagelmann wurde im Oktob er 2 0 0 8 durch
d as Amtsgericht Strau sb erg wegen »eigenmächti-
ger Abwesenheit« und » Gehorsamsverweige-
rung« zu einer Geld strafe in Höhe von 60 Tagessät-
zen verurteilt.

� Gegen Silvio Walther und M athias Schirmer lau-
fen die Strafverfahren, ab er es sind no ch keine
erstinstanzlichen Verhandlungstermine anb e-
raumt worden.

D as Beispiel Andreas Reuter

D ass radikale Kriegsdienstverweigerer auch von or-
dentlichen Gerichten nicht »fair« b ehandelt werden,
mu sste Andreas Reuter erfahren . Er war wegen Zivil-
dienstflucht angeklagt, weil er der Einb erufung zum
Juli 2 0 0 5 nicht nachgekommen ist. D as Amtsgericht
Zittau agierte schon im Vorfeld der Verhandlung vor-
eingenommen, in dem es Akteneinsichten verwehrte
und Anträge der als Wahlverteidiger zugelassenen
drei Totalverweigerer ignorierte . Während der Ver-
handlung gegen den erklärten Gegner von Gewalt sa-
ßen sechs b ewaffnete Polizisten auf Weisung des
Richters in der ersten Reihe , und den Verteidigern
wurde üb erraschend die Zulassung entzogen . Anträ-
ge Reuters auf Unterbrechung der Sitzung, um seine
Verteidigung neu zu organisieren, wurden abgelehnt.
Au s Protest gegen die ab surde Verhandlungsführung
blieb er während der Urteilsverkündung sitzen, wo-
rauf der Richter wegen ungebührlichen Verhaltens ei-
ne Ordnungsstrafe von 1 0 0 Euro verhängte (A nm. d.

Red. : siehe dazu den Beitrag ». . . wenn 's der Wahr-

heitsfindung dien t« in F or u m Pazi fi s mus 19, Seite

33ff.) . D as Urteil wegen Dienstflucht lautete auf 2 Mo-
nate Freiheitsstrafe , ausgesetzt zur B ewährung.

Nach einem für juristische Laien schwer nachzu-
vollziehende B erufungs- und Revisionsgerangel wur-
de Andreas Reuter vom Landgericht Görlitz im Sep-
temb er 2 0 0 8 zu einer Geld strafe von 60 Tagessätzen
verurteilt.

»Von der Pflicht zum Frieden
und der Freiheit zum Ungehorsam«

Mit diesem S atz hat d as Komitee für Grundrechte und
D emokratie ein Urteil des Bundesverwaltungsge-
richts vom Juni 2 0 0 5 kommentiert. Ein b emerkens-
wertes Urteil, weil es b ei ernsthaften Gewissensb e-
denken von Soldaten gegen b estimmte B efehle die B e-
rufung auf Artikel 4 Ab s . 1 GG zulässt. D em Sold aten
mü sse in einem solchen Fall eine »gewissenschonen-
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de , diskriminierungsfreie Handlungsalternative« an-
geb oten werden (vgl . Grundrechte Report 2 0 0 6 , S . 68
f. ; A nm. Red. : Das Urteil wurde a uszugsweise veröf-

fen tlich t inF or u m Pazi fi s mus 0 7, Seite 9ff. ) . Für To-
talverweigerer kann es ab er innerhalb der Bundes-
wehr keine gewissenschonende Alternative geb en.

Menschen, die eine grundsätzliche Gewissensent-
scheidung gegen die Kriegsdienstpflicht getroffen
hab en, werden mit disziplinarischen und strafrechtli-
chen Mitteln verfolgt. D ab ei wendet die Bundeswehr
Methoden an, die j eder Rechtsstaatlichkeit spotten.
D er freiheitsentziehende »D isziplinararrest« ist keine
erzieherische , sondern einen strafende Maßnahme ,
die darauf abzielt, die Geisteshaltung des Totalverwei-
gerers zu brechen . D ass der Bundeswehr dieses Recht
eingeräumt wird , entspricht nicht dem Geist des Arti-
kel 1 Ab s . 1 GG, wonach die Würde des Menschen un-
antastb ar ist.

Solange es eine Kriegsdienstpflicht gibt, solange
wird der Staat zum Täter gegenüb er Menschen, die
au s Gewissensgründen keinen unmittelb aren oder
mittelb aren D ienst am Krieg leisten können .

In Art. 3 8 Ab s . 1 GG steht, d ass Abgeordnete des
D eutschen Bundestages » an Aufträge und Weisungen
nicht gebunden und nur ihrem Gewissen unterwor-
fen« sind . E s liegt an ihnen, die Gewissensfreiheit
nicht nur b ei ihren eigenen p arlamentarischen Ent-
scheidungen üb er Krieg und Frieden in Anspruch zu
nehmen, sondern auch denen zukommen zu lassen,
die kriegsdienstpflichtig sind . Eine einfache p arla-
mentarische Mehrheit genügt, um die Wehrpflicht zu-
mindest auszu setzen.

D em Totalverweigerer Jan-Patrick Ehlert wird
von der Bundeswehr nahegelegt, einen Antrag auf
Kriegsdienstverweigerung zu stellen . Für ihn ist ab er
auch der Zivildienst keine Alternative − das b edeute
nichts anderes, als die M aschine am Laufen zu halten .

Ehlert hat weiterhin alle B efehle konsequent ver-
weigert. E s folgten ein zweiter und ein dritter Arrest
von 1 4 und 2 1 Tagen. Die B egründung lautet u . a. , dass
»die militärische Ordnung gefährdet« sei . Erst Mitte
Novemb er wird er nach insgesamt 4 2 Tagen Militär-
haft au s der Bundeswehr entlassen . Jetzt läuft das zivi-
le Strafverfahren.

RalfSiemens, Diplo m-Politologe und tä tig an der Ar-

beitsstelle Frieden undA brüstung, istMitglied im Vor-

stand der Zen tralstelle KDV. Dr. Werner Glenewinkel,

Jurist und Media tor, ist Dozen t an der Fachh ochsch u-

le für öffen tliche Verwaltung und Vorsitzender der

Zen tralstelle KDV.
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ald ist er 2 0 Jahre alt, der Bund für Soziale Ver-
teidigung (B SV) . Neb en der internationalen

Gewaltfreien Intervention und der nationalen Lobby-
arb eit für eine zivile Friedenspolitik ohne Militär und
Rü stung ist die kommunale , lokale o der regionale B il-
dungsarb eit die dritte Säule des B SV. Wie vielschichtig
die aktuelle Bildungsarb eit im Umfeld des B SV ist,
konnten D etlef B eck (fairaend , Köln) , Kerstin Bunte
und Sharif Koro dowou (Impu s , Marburg) sowie Outi
Araj ärvi (ifak, Göttingen) auf einer B SV-Tagung Mitte
Oktob er zeigen .

No-Blame-Appro ach

Mobbing ist als B egriff relativ neu , als Phänomen dürf-
te es ab er schon längere Zeit vorhanden sein . Viele
werden sich an Geschichten au s ihrer Schulzeit erin-
nern, die ihnen o der Klassenkameraden p assiert sind .

Wie ab er d amit umgehen? Ein neuer Ansatz ist der
»No Blame Appro ach« . Er wurde von den englischen
Päd agogen und Psychologen George Robinson und
B arb ara M aines aus B ristol entwickelt. In D eutsch-
land wurde er von Heike Blum und D etlef B eck (fai-

Stephan Brües

No Blame! − All Experts ! −
Translate Cultures !
Aktuelle Bildungsproj ekte im Umfeld des BSV
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